
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 31. März 2011 

 
 
 

Mandantenbrief April 2011 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Nachträglicher Einbau von Sonderausstattungen in Dienstwagen erhöht nicht den pau-
schalen Nutzungswert 

· Abgrenzung von Anschaffungs- und Erhaltungskosten bei gemischt genutzten Gebäu-
den 

· Betriebsausgaben oder Werbungskosten durch Aufwendungen für ein leer stehendes 
zur Vermietung vorgesehenes Gebäude 
 

Umsatzsteuer 
· Keine umsatzsteuerfreie Entnahme eines (ohne Vorsteuerabzug erworbenen) Kfz durch 

Veräußerung ohne Umsatzsteuerausweis 
· Grundsatzurteile zum Vorsteuerabzug: Kein Vorsteuerabzug beim Betriebsausflug 

 
Lohn und Gehalt 

· Lohnsteuerbescheinigung 2010: Kein Nachteil für freiwillig gesetzlich Versicherte 
 

Erbrecht 
· Nichteheliche und eheliche Kinder erben gleich - rückwirkend ab Mitte 2009 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung April und Mai 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.4.20111 10.5.20112 
Umsatzsteuer 11.4.20113 10.5.20114 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.4.2011 13.5.2011 

7.4.2011 6.5.2011 

Gewerbesteuer Entfällt 16.5.2011 
Grundsteuer Entfällt 16.5.2011 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

Entfällt 
 

Entfällt 

19.5.2011 
 

12.5.2011 
Sozialversicherung7 27.4.2011 27.5.2011 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 21.4./25.5.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

Einkommensteuer 
Nachträglicher Einbau von Sonderausstattungen in Dienstwagen erhöht nicht den pauschalen 
Nutzungswert 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass der nachträgliche Einbau einer Flüssiggasanlage in ein 
auch zur Privatnutzung überlassenes Dienstfahrzeug nicht als Sonderausstattung in die Bemes-
sungsgrundlage der sog. 1 %-Regelung einzubeziehen ist. 
Die Bemessungsgrundlage sei stets bezogen auf den Zeitpunkt der Erstzulassung nach dem inländi-
schen Listenpreis zuzüglich der Kosten für Sonderausstattungen einschließlich der Umsatzsteuer. 
Nachträglich eingebaute Sonderausstattungen erhöhen die Bemessungsgrundlage nicht. 
Hinweis: Es bleibt abzuwarten, ob das Bundesministerium der Finanzen mit einem Nichtanwendungs-
erlass reagiert oder der Gesetzgeber das Gesetz ändert. 

Abgrenzung von Anschaffungs- und Erhaltungskosten bei gemischt genutzten Gebäuden 
Die Abgrenzung von Anschaffungs- zu Erhaltungsaufwendungen bei einem Gebäude richtet sich nach 
dem Nutzungs- und Funktionszusammenhang der einzelnen Gebäudeteile. Dies sind eigen- oder 
fremdgewerbliche Zwecke oder die Nutzung zu eigenen oder fremden Wohnzwecken. Für jeden Ge-
bäudeteil hat eine separate Beurteilung zu erfolgen. 
Anschaffungskosten entstehen, um ein Gebäude zu erwerben oder es in einen betriebsbereiten Zu-
stand zu versetzen. Ein Gebäude ist betriebsbereit, wenn es seiner Zweckbestimmung entsprechend 
genutzt werden kann. 
Bei Wohngebäuden gehört zur Zweckbestimmung die Entscheidung nach der Ausstattung (sehr ein-
fach, mittel oder sehr anspruchsvoll). Modernisierungsaufwendungen sind als Anschaffungskosten zu 
behandeln, wenn der Ausstattungsstandard in mindestens drei der vier funktionswesentlichen Berei-
che (Heizung, Sanitär, Elektro und Fenster) angehoben wird. Wiederherstellungskosten funktionsun-
tüchtiger, aber für die Nutzung unerlässlicher Gebäudeteile sind als Herstellungskosten anzusehen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Betriebsausgaben oder Werbungskosten durch Aufwendungen für ein leer stehendes zur Ver-
mietung vorgesehenes Gebäude 
Aufwendungen für ein leer stehendes Gebäude können als vorab entstandene Werbungskosten oder 
Betriebsausgaben abzugsfähig sein. Zur Anerkennung werden aber ernsthafte und nachhaltige Ver-
mietungsbemühungen in belegbarer Form vorausgesetzt. Außerdem müssen die entstandenen Auf-
wendungen in einem wirtschaftlichen Zusammenhang mit der zukünftigen Einkunftsart stehen. 
Zeigt sich aufgrund vergeblicher Vermietungsbemühungen, dass für das Objekt kein Markt besteht, 
können bauliche Umgestaltungen erwartet werden, um einen vermietbaren Zustand zu erreichen. 
Untätigkeit oder längerfristiges in Kauf nehmen eines ununterbrochenen Leerstands sprechen gegen 
eine Vermietungsabsicht oder für deren Aufgabe. 
Unter Berücksichtigung der vorgenannten Grundsätze ist bei einem Leerstand von mehr als 20 Jahren 
allein aus diesem Grund zu unterstellen, dass zu keiner Zeit eine Vermietungsabsicht bestanden hat. 
Gleiches gilt, wenn über einen Zeitraum von zehn Jahren Renovierungsarbeiten durchgeführt werden, 
deren zielgerichtete alsbaldige Beendigung nicht erkennbar und der Entschluss zur Vermietung nicht 
absehbar ist. 
Um eine Vermietungsabsicht beurteilen zu können, ist nicht nur auf einen einzelnen Veranlagungszeit-
raum abzustellen. Umstände aus früheren Jahren sind ebenso zu berücksichtigen wie solche bis zum 
Abschluss eines möglichen Klageverfahrens, denn die Gewinnerzielungsabsicht ist ein durch Dauer-
haftigkeit und Nachhaltigkeit geprägtes Tatbestandsmerkmal. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Installation einer Photovoltaikanlage 
Finanzgericht Rheinland-Pfalz, 6-K-2607/08, Urteil vom 10.02.2011 

1. Wird eine noch nicht erneuerungsbedürftige, jedoch asbesthaltige Dacheindeckung allein 
deshalb erneuert, damit auf dem Dach eine Photovoltaikanlage installiert werden darf, so 
sind die Vorsteuern aus der Neueindeckung des Daches insoweit abzugsfähig, als diese aus 
rechtlichen Gründen für die Installation der Photovoltaikanlage notwendig wurde. 

2. Verstirbt der Betreiber der Photovoltaikanlage unter Hinterlassung eines Testaments, mit 
dem er sowohl das Hausgrundstück als auch die Photovoltaikanlage im Wege eines Ver-



 
mächtnisses einem Vermächtnisnehmer hinterlässt, so kann dieser Rechtsnachfolger des 
Unternehmens "Stromeinspeisung" und damit Anspruchsberechtigter hinsichtlich eines Vor-
steuer-Erstattungsanspruchs sein, auch wenn die notarielle Übertragung des Hausgrund-
stücks noch nicht vorgenommen wurde, da die Photovoltaikanlage ein selbstständiger Ge-
genstand ist, der unabhängig davon formlos übertragen werden kann. 

Umsatzsteuer 
Keine umsatzsteuerfreie Entnahme eines (ohne Vorsteuerabzug erworbenen) Kfz durch Veräu-
ßerung ohne Umsatzsteuerausweis 
Finanzgericht Baden-Württemberg, 1-K-4834/08, Urteil vom 16.02.2011 

1. Wird ein Kfz ohne das Recht auf Vorsteuerabzug erworben und später dem Unternehmen 
durch den Abzug der Vorsteuer aus den laufenden Kfz-Kosten zugeordnet, kann das Kfz 
zwar unbesteuert entnommen, aber nur besteuert veräußert werden. 

2. Nach Ergehen des EuGH-Urteils Bakcsi im Jahr 2006 (Slg. 2001, I-1831) reicht die Veräuße-
rung des Kfz ohne Umsatzsteuerausweis und die bloße Erklärung, den Umsatz nicht ver-
steuern zu wollen, als Nachweis für die Entnahmehandlung nicht aus. 

Europäischer Gerichtshof muss klären, ob eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung 
die Angabe der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer voraussetzt 
Liefert ein deutscher Unternehmer Gegenstände an einen Unternehmer in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union, ist diese Lieferung als sog. innergemeinschaftliche Lieferung unter 
bestimmten Voraussetzungen umsatzsteuerfrei. In der Rechtsprechung ist bisher nicht geklärt, ob zu 
den Voraussetzungen gehört, dass der Leistungsempfänger dem leistenden Unternehmer eine ihm 
von einem anderen EU-Staat erteilte Umsatzsteuer-Identifikationsnummer mitteilt und der leistende 
Unternehmer diese Nummer aufzeichnet. Dafür könnte sprechen, dass andernfalls die Besteuerung 
als innergemeinschaftlicher Erwerb in dem anderen EU-Mitgliedstaat erschwert wird. 
Der Bundesfinanzhof hat die Frage, ob eine steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung die Mittei-
lung und Aufzeichnung der Umsatzsteuer-Identifikationsnummer voraussetzt, dem Europäischen Ge-
richtshof zur Vorabentscheidung vorgelegt. 
 
Grundsatzurteile zum Vorsteuerabzug: Kein Vorsteuerabzug beim Betriebsausflug 
Bundesfinanzhof, V-R-17/10, Pressemitteilung vom 09.03.2011 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat zeitgleich drei Grundsatzurteile zum Verhältnis von Vorsteuerabzug 
und Entnahmebesteuerung bei der Umsatzsteuer veröffentlicht. In allen drei Entscheidungen betont 
der BFH, dass das Recht auf Vorsteuerabzug nur besteht, wenn der Unternehmer die bezogene Leis-
tung für bestimmte Ausgangsumsätze verwendet. 
Das Urteil vom 9. Dezember 2010 V R 17/10 betrifft die Frage des Vorsteuerabzugs bei Betriebsaus-
flügen durch Unternehmer, die - wie der Steuerberater des Streitfalls - nach ihrer allgemeinen Ge-
schäftstätigkeit zum Vorsteuerabzug berechtigt sind. Bei Betriebsausflügen besteht eine Freigrenze 
von 110 Euro je Arbeitnehmer, bei deren Einhaltung eine private Mitveranlassung typisierend verneint 
wird. Der Unternehmer ist dann zum Vorsteuerabzug berechtigt, ohne dass eine Entnahme zu ver-
steuern ist. 
 

Lohn und Gehalt 
 
Lohnsteuerbescheinigung 2010: Kein Nachteil für freiwillig gesetzlich Versicherte 
Bundesministerium der Finanzen, Pressemitteilung vom 28.02.2011 
Das Bundesministerium der Finanzen informiert erneut, dass in den Zeilen 25 und 26 falsch ausgefüll-
te Lohnsteuerbescheinigungen 2010 maschinell erkannt werden. Es entstehe kein Nachteil für freiwil-
lig gesetzlich Versicherte, die Daten müssten nicht erneut übermittelt werden. 



 
Erbrecht 
Nichteheliche und eheliche Kinder erben gleich - rückwirkend ab Mitte 2009 
Bundesministerium der Justiz, Pressemitteilung vom 18.03.2011 
Nach der Zustimmung des Bundesrats zur Gleichstellung von ehelichen und nichtehelichen Kindern 
im Erbrecht erklärt Bundesjustizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger: 
Endlich erben alle nichtehelichen Kinder genauso wie eheliche, wenn die Vaterschaft feststeht. 
Selbstverständlich steht ihnen auch ein Recht auf den Pflichtteil zu, falls der Vater seine Erben durch 
Testament oder Erbvertrag bestimmt und das nichteheliche Kind dabei nicht ausreichend berücksich-
tigt hat. 
Die Neuregelung gilt für alle Erbfälle, die sich seit dem 29. Mai 2009 ereignet haben. Sie schafft einen 
gerechten Ausgleich zwischen dem Ziel der Gleichstellung nichtehelicher Kinder und dem schutzwür-
digen Vertrauen derer, die nach der alten Rechtslage bereits Erben geworden sind. 
 


